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Der Bundesminister der Finanzen 

I B/7 - BL 1401 - 180/58 


Bonn, den 10. Februar 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache 51 - 


Die Kleine Anfrage vom 4. Dezember 1957 beantworte ich 
namens der Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Nach Artikel 44 Abs, 3 des Truppenvertrags gelten für die 
zivilen Bediensteten bei den in der Bundesrepublik statio- 
nierten Streitkräften der Entsendestaaten die für die deutschen 
Bundesbehörden maßgebenden arbeitsrechtlichen Vorschriften 
mit Ausnahme der tariflichen Bestimmungen, soweit nicht in 
Artikel 44 selbst etwas anderes bestimmt wird. Bezüglich der 
Personalvertretung gibt Artikel 44 Abs. 9 ausdrücklich Sonder- 
vorschriften. Absatz 9 ist daher, in Übereinstimmung mit der 
herrschenden Meinung im Schrifttum und in der Recht- 
sprechung, derzeit als alleinige Rechtsgrundlage für die Bildung 
und Tätigkeit der Betriebsräte bei den Einrichtungen und 
Betrieben der Streitkräfte der Entsendestaaten anzusehen. 

Zu 2. 

In Übereinstimmung mit Artikel 45 Abs. 2 Budistabe a des 
Truppenvertrags sind die aus Deutschen zusammengesetzten 
zivilen Dienstgruppen, die von den im Bundesgebiet statio- 
nierten Streitkräften der Drei Mächte beschäftigt worden 
waren, als solche mit Wirkung vom 5. Mai 1957 aufgelöst 
worden. In den Verhandlungen, die in der erwähnten Ver- 
tragsbestimmung vorgesehen sind, ist mit den Drei Mächten 
eine Regelung vereinbart worden, wonach das Personal der 
ehemaligen Dienstgruppen als zivile Arbeitskräfte gemäß 
Artikel 44 des Truppenvertrags weiter beschäftigt werden 
kann. Dabei ist ferner vereinbart worden, daß diese Arbeit- 
nehmer als Teil ihres Arbeitsentgelts Kost und gemeinsame 
Unterkunft erhalten können und daß von ihnen verlangt 
werden kann, einzeln oder in Gruppen und, wenn ihre Einzel- 
verträge dies ausdrücklidi vorsehen, an jedem Ort innerhalb 
des Bundesgebiets zu arbeiten. Sofern sie während der Ar- 
beitszeit einheitliche Arbeitskleidung tragen, darf diese den 
Uniformen der Bundeswehr oder der im Bundesgebiet statio- 
nierten ausländisdien Streitkräfte nicht ähnlich sein. Gemäß 
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Artikel 44 Abs. 2 Satz 2 des Truppenvertrags werden Deutsche, 
die im Dienste der Streitkräfte arbeiten, nur zu Diensten 
nichtsoldatischer Art einschließlich ziviler Wachdienste ver- 
wendet. 

Die Arbeits- und Entlohnungsbedingungen dieser Arbeitnehmer 
sollen tarifvertraglich geregelt werden. Die Bundesrepublik 
hat den Hauptquartieren der Stationierungsstreitkräfte hier- 
für bereits im Frühjahr 1957 geeignete Vorschläge übersandt. 
Die im Anschluß daran gemeinsam mit den Gewerkschaften 
und Vertretern der Hauptquartiere auf der Grundlage dieser 
Vorschläge erzielten Verhandlungsergebnisse sind den Streit- 
kräften im November 1957 als Tarifvertragsentwurf zur Prüfung 
zugeleitet worden. Die Stellungnahme der Streitkräfte wurde 
der Bundesrepublik mit Schreiben vom 5. Februar 1958 bekannt- 
gegeben. Die Verhandlungen der Vertragsparteien können 
daher mit dem Ziel eines baldigen Absdilusses in Kürze 
wieder aufgenommen werden. 

Zu 3. 

Der zivile Charakter des Arbeitsverhältnisses der weiter be- 
schäftigten ehemaligen Mitglieder der aufgelösten zivilen 
Dienstgruppen ist durch die in der Antwort zu 2. erwähnte 
Regelung gewährleistet. 

Zu 4. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, das 
Bundesministerium für Verteidigung und die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung haben 
bisher mit den amerikanischen und britisdien Streitkräften 
Vereinbarungen über eine beschleunigte Unterbringung der 
zur Entlassung kommenden Arbeitskräfte getroffen. Die Streit- 
kräfte haben hierbei zugesichert, daß sie bei der Festlegung 
der Entlassungstermine und der Auswahl der zur Entlassung 
kommenden Arbeitskräfte der Lage auf dem Arbeitsmarkt 
Rechnung tragen würden. Sie werden ferner dafür sorgen, 
daß die Entlassungen geraume Zeit vor dem Entlassungs- 
termin den zuständigen Dienststellen der Bundesanstalt be- 
kanntgegeben werden, damit diese in die Lage vexsetzt werden, 
die Arbeitsvermittlung vorzubereiten. Die Dienststellen der 
Bundesanstalt werden die Bewerbungsgesudie der Arbeit- 
nehmer beschleunigt den Dienststellen der Bundeswehrver- 
waltung zuleiten. Diese werden prüfen, inwieweit eine Ver- 
wendung dieser Arbeitskräfte in der Bundeswehrverwaltung 
möglich ist. Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung wird um eine beschleunigte Arbeits- 
vermittlung der Arbeitskräfte - auch auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt - bemüht sein. Sie hat ihren Dienststellen die 
hierfür erforderlichen Anweisungen - notfalls im Landes- 
oder Bundesausgleich - erteilt. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung wird von der Bundesanstalt über 
die Unterbringung der entlassenen Arbeitskräfte auf dem 
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laufenden gehalten. Soweit es sich um Facharbeiter handelt, 
wird im allgemeinen eine baldige Arbeitsvermittlung möglich 
sein. Schwierigkeiten kann u. U. die Unterbringung der ent- 
lassenen Verwaltungskräfte, insbesondere der älteren Ange- 
stellten, bereiten. Die Bundesregierung wendet der Frage 
der Unterbringung der arbeitslosen älteren Angestellten ihre 
besondere Aufmerksamkeit zu. Es ist eine Reihe von Maß- 
nahmen getroffen worden, um die Unterbringung dieser Arbeit- 
nehmer auf angemessenen Arbeitsplätzen zu fördern. 

Zu 5. 

Nach Artikel 44 Abs. 4 des Truppenvertrags gilt die Tätig- 
keit bei den ausländischen Streitkräften kraft Gesetzes nicht 
als Tätigkeit im deutschen öffentlichen Dienst. Dieser Grund- 
satz wurde schon vorher auf die Arbeitsverhältnisse bei den 
früheren Besatzungsmächten angewendet. Die zuständigen 
Stellen des Bundes und der Länder vertreten hierzu überein- 
stimmend die Auffassung, daß der Geltungsbereich der für 
den deutsciien öffentlichen Dienst maßgebenden Tarif- und 
Dienstvorschriften auf die Verwaltungen und Betriebe des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
sowie auf bestimmte Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts beschränkt ist. Im besonderen können bei 
Angestellten und Arbeitern die bei den ehemaligen Besatzungs- 
mächten oder bei den Stationierungsstreitkräften zurückgelegten 
Beschäftigungszeiten nicht als Dienstzeiten im Sinne des § 7 
ATO angerechnet werden. Eine allgemeine Ausnahmeregelung 
läßt sich deshalb auch nicht zu Gunsten derjenigen Arbeit- 
nehmer vertreten, die von den Stationierungsstreitkräften in 
den Dienst der Bundeswehr übernommen werden. 

Zu 6. 

Schon die im Vorjahre geführten Verhandlungen zwischen 
der Bundesregierung und den Entsendestaaten über einen 
deutschen Beitrag zu den Unterhaltskosten der in der Bundes- 
republik stationierten ausländischen Streitkräfte hatten nicht 
mehr die Zahlung von Stationierungskosten im Sinne des 
Finanzvertrages zum Gegenstand. Sie hatten vielmehr ihre 
Grundlage in Artikel 3 des Nordatlantikvertrages, welcher 
eine gegenseitige Unterstützung der Vertragspartner im 
Interesse der Erhaltung und Stärkung der gemeinsamen Ver- 
teidigungskraft der Bündnisgemeinschaft vorsieht. 

In diesem Jahre hat die Bundesregierung ihre Bereitschaft 
erklärt, im Rahmen der NATO im Verein mit ihren Verbün- 
deten zu prüfen, ob und gegebenenfalls welche gemeinsamen 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten getroffen werden könnten, 
um über die im Vorjahre bereits gewährten deutschen Devisen- 
hilfen hinaus zu einer Erleichterung der auch durch den 
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Unterhalt der britischen Truppen in der Bundesrepublik be- 
lasteten Devisenlage Großbritanniens beizutragen. Im Rahmen 
solcher mehrseitigen Verhandlungen in der NATO ist eine 
Erörterung der in der Frage 6 erwähnten sozialpolitischen 
Fragen nicht möglich. Die Bundesrepublik wird die tariflichen 
und arbeitsrechtlichen Interessen der deutschen Arbeitnehmer 
bei den Streitkräften der Entsendestaaten jedoch in anderer 
Weise nachdrücklich vertreten. 

Etzel 
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